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Einleitung 

In der strafrechtlichen  Literatur wird jüngst vermehrt die Frage aufgewor-
fen, ob nicht bei § 263 StGB eine der zivilrechtlichen Regelung entsprechende 
Wissenszurechnung möglich sei.1 Auch in zwei höchstrichterlichen Entschei-
dungen aus neuester Zeit wurde diese Problematik ausdrücklich angesprochen, 
allerdings als nicht entscheidungserheblich offengelassen. 2 Es handelt sich also 
um ein hochaktuelles Thema der Strafrechtsdogmatik.  Dass eine tiefergehende 
dogmatische Untersuchung dieser Frage bisher noch nicht stattgefunden hat, gibt 
Anlass, sich näher mit ihr zu beschäftigen. Sie hängt zusammen mit der Ausdiffe-
renzierung, Anonymität und Arbeitsteiligkeit der heutigen Gesellschaft. Handelt 
es sich um eine Täuschung gegenüber Körperschaften  oder anderen Personen-
mehrheiten, so stellt sich die Frage, ob es für die Bewertung des Geschehens als 
vollendeter Betrug allein auf den Wissenshorizont des verfugenden Täuschungs-
adressaten ankommen kann.3 

Gerade beim Betrug muss häufig arbeitsteiliges Handeln auf Opferseite recht-
lich erfasst werden. Verwiesen sei hier nur auf die Fälle des sogenannten Drei-
ecksbetrugs. Sind Verfügender  und Vermögensinhaber nicht identisch, so muss 
begründet werden, warum die Verfügung des Dritten dem Vermögensinhaber als 
Selbstschädigung zugerechnet werden kann.4 Der Ansatz dieser Arbeit ist jedoch 
ein anderer. Es geht nicht um die Zurechnung der Vermögensverfügung,  sondern 
um die Frage, ob auch das Wissen bzw. Verhalten des Vermögensinhabers selbst 
oder einer auf seiner Seite stehenden Person, die nicht unmittelbar an der be-
trugsrelevanten Interaktion beteiligt ist, die Strafbarkeit  des Täters wegen eines 
vollendeten Betrugs beeinflussen kann. Um Missverständnissen vorzubeugen, 
sei an dieser Stelle ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es sich nicht um die 
Frage einer „Wissenszurechnung" auf Täterseite handelt, der das Schuldprinzip 
entgegenstehen würde.5 

1 Vergl. Tiedemann , Klug-FS, S. 405, 413 f.; LK-Tiedemann, § 263 Rn. 82; Rengier , 
Roxin-FS, S. 811, 823 f. 

2 BGH NJW 2003, 1198; BayObLG, wistra 2001, 473 m. Anm. Kriminalistik 2002, 
255. 

3 Vergl. LK -Tiedemann,  § 263 Rn. 82. 
4 Siehe dazu Haft , BT, S. 208 f.; Wessels/Hillenkamp , BT/2, Rn. 637; Arzt, 

in: Arzt/Weber, BT, § 20 Rn. 81 ff. 
5 So bereits LK -Tiedemann,  § 263 Rn. 82. 
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Die Opfersphäre  stellt innerhalb des Unrechtsgefüges des § 263 StGB ein 
wesentliches Element dar. Der Betrug ist ein Delikt der notwendigen Teilnahme. 
Notwendige Bedingung für die Verwirklichung des Tatbestands ist ein Tatbei-
trag aus der Sphäre des Vermögensinhabers.6 Eine gewisse Mitverantwortung 
des Vermögensinhabers oder einer für diesen handelnden Person ist beim Betrug 
empirisch die Regel.7 Daher stellt sich hier in besonderer Schärfe die Frage, 
wo die Grenze zwischen strafwürdigem und nicht strafwürdigem Geschehen 
verläuft.  Eine Antwort wird nur eine komplexe, Täter und Opfer einbeziehende 
Betrachtungsweise liefern können.8 

Die bisherigen Versuche, der Beteiligung des Opfers an seiner eigenen Schä-
digung in bestimmten Fällen durch eine Einschränkung der Strafbarkeit  des 
Täters gerecht zu werden, werden unter den Stichworten „Opfermitverantwor-
tung" und „Viktimodogmatik" diskutiert. Die Opfermitverantwortung  ist ein den 
gesamten Betrugstatbestand beherrschendes Problem, dem man mit einer lediglich 
punktuellen Aufmerksamkeit  nicht gerecht werden kann.9 Auch heute noch 
handelt es sich dabei um das zentrale kriminalpolitische und dogmatische 
Problem des Betruges.10 Die Versuche, die Opferverantwortung  „gewissermaßen 
als Instrument für eine Grobsteuerung des § 263 StGB einzusetzen", werden 
allerdings weitgehend als gescheitert angesehen.11 Für erreichbar gehalten wird 
nur eine „Feinsteuerung", die bei allen Tatbestandsmerkmalen und ihren Unterbe-
griffen  die Opfermitverantwortung  innerhalb des dogmatischen Systems bewusst 
macht und zur Problemlösung heranzieht.12 Auch der Ansatz, entsprechend der 
zivilrechtlichen Rechtslage im Rahmen des § 263 StGB Wissen auf Opferseite 
zuzurechen, kann als eine „Feinsteuerung" des Betrugstatbestandes angesehen 
werden.13 Die Arbeit steht damit auch im Zusammenhang mit dem von Schünemann 
so genannten „viktimologischen Prinzip". Die Verhängung von Strafe als 
ultima ratio des Staates zur Verhütung von Sozialschäden ist dann nicht 
am Platze, wenn das Opfer - d. h. der Vermögensinhaber - keinen Schutz 
verdient oder keines Schutzes bedarf.14 

Bei der Bearbeitung des Themas gilt es aus strafrechtlicher  Sicht, zwei 
Fallgruppen auseinander zu halten; sie stellen gleichsam die Grundkonstella-

6 Vergl. Gössel,  wistra 1985, 125 ff. 
7 Arzt,  in: Arzt/Weber, BT, § 20 Rn. 4. 
8 So schon Ellmer , Betrug, S. 20. 
9 Vergl. auch Naucke , Peters-FS, S. 109, 112 f.; zustimmend Ellmer , Betrug, S. 166. 
10 Dazu bereits Arzt , Verhandlungen des 51. DJT, Bd. II, N 43, N 57; Arzt , 

in: Arzt/Weber, LH 3, Rn. 379 ff., 381; dersin:  Arzt/Weber, BT, § 20 Rn. 5; in diesem 
Sinne auch Vogler , ZStW 90 (1978), 132, 147 f. 

11 Arzt , in: Arzt/Weber, BT, § 20 Rn. 6. 
12 Arzt,  in: Arzt/Weber, BT, § 20 Rn. 6. 
13 In diesem Sinne auch LK-Tiedemann , § 263 Rn. 82. 
14 Schünemann, NStZ 1986, 439. 
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tionen der Wissenszurechnung dar und liegen auch den beiden jüngst ergangenen 
höchstrichterlichen Entscheidungen zugrunde: 

Bei der ersten  Fallgruppe  täuscht der Täter eine auf Seiten des Vermögens-
inhabers tätige Person, die sodann irrtumsbedingt eine schädigende Vermögens-
verfügung vornimmt. Der Vermögensinhaber selbst (bzw. dessen Repräsentant) 
kennt dabei das Verhalten des Täters und durchschaut die Täuschung, unternimmt 
aber nichts, um die Vermögensverfügung zu unterbinden.15 

Bei der zweiten  Fallgruppe  täuscht der Täter den Vermögensinhaber selbst 
(bzw. dessen Repräsentant), der auch die schädigende Vermögensverfügung 
vornimmt. Eine mit der Vorbereitung des Vertrags befasste Person (ein soge-
nannter „Wissensvertreter") hat dabei Kenntnis von der Täuschung des Täters, teilt 
dieses Wissen dem Verfügenden jedoch nicht mit.16 

Nach der bisherigen Betrugsdogmatik müsste man in beiden Fallgruppen allein 
auf die Person des irrtümlich Verfügenden abstellen. In beiden Konstellationen 
käme man so zu einem vollendeten Betrug. Die vorliegende Arbeit untersucht 
diese Fallgruppen aus dem Blickwinkel des strafrechtlichen  Verantwortungs-
prinzips. Der Schwerpunkt liegt darauf,  die Verantwortung des Rechtsgutsin-
habers für den Vermögensschaden herauszuarbeiten. Stellt sich heraus, dass ihm 
die Verantwortung zuzuweisen ist, bedeutet dies, dass die objektive Zurechnung 
des Schadens zum Täter ausgeschlossen ist. Er kann dann - entsprechenden Tat-
entschluss vorausgesetzt - nur wegen versuchten Betrugs bestraft  werden. 

Die Untersuchung beginnt mit der Darstellung und Kritik der wenigen liter-
arischen Stellungnahmen zum Thema der „Wissenszurechnung" im Strafrecht. 
Sodann ist auf die Grundzüge des Verantwortungsprinzips einzugehen. Nach-
dem solchermaßen die dogmatische Vorarbeit geleistet ist, ist zu einer spezifisch 
strafrechtlichen  Lösung der Wissenszurechnungsproblematik unter Verantwor-
tungsgesichtspunkten voranzuschreiten. Dabei werden sich für die Fallgruppen 
verschiedene Ansatzpunkte ergeben, die aber dadurch verbunden sind, dass es 
jeweils um die Frage der Eigenverantwortung des Rechtsgutsinhabers für den 
Betrugsschaden geht. Letztendlich ist noch auf § 297 StGB einzugehen. 

Die Norm setzt ein Wissen des Rechtsgutsinhabers voraus. Anders als beim 
Betrug, bei dem man ein Wissen des Rechtsgutsinhabers oder seines Repräsen-
tanten eventuell auch für unerheblich erklären könnte, ist man bei diesem Tatbes-
tand gezwungen, zur Frage der Wissenszurechnung Stellung zu nehmen. 

15 Siehe zu dieser Konstellation BGH NJW 2003, 1198. 
16 Siehe zu dieser Konstellation BayObLG, wistra 2001, 473; sie liegt auch den 

Überlegungen Tiedemanns  zugrunde, vergl. LK zu § 263 Rn. 82. 


